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Open Source

W er eine verantwor-
tungsbewusste
Außen- und Sicher-
heitspolitik fordert,

darf nicht nur in Kategorien militä-
rischer Stärke denken. Der Angriff
von Brigadegeneral a.D. KlausWitt-
mann auf das „Manifest zur Frie-
denssicherung“ verkennt zentrale
Prämissen moderner Sicherheits-
politik und unterstellt den Unter-
zeichnenden unbegründete Be-
hauptungen. Diese Erwiderung
richtet sich gegen die pauschale Ab-
wertung eines legitimen Debatten-
beitrags innerhalb der SPD – und
plädiert für eine sicherheitspoliti-
sche Orientierung mit Augenmaß,
strategischem Denken und demo-
kratischer Kontrolle.

1.Sicherheit istmehr als
militärische Abschreckung

KlausWittmann versucht dasMani-
fest lächerlich zu machen, weil es
„Abschreckung“ nicht zur obersten
Maxime erklärt. Doch: Sicherheits-
politik im Atomzeitalter darf sich
nicht allein auf Raketenreichweiten
und Rüstungsniveaus reduzieren.
Wer wie Wittmann in der Tradition
des Kalten Krieges militärische
Überlegenheit zur Voraussetzung
jeder politischen Entscheidung
macht, denkt linear –undgefährlich
einseitig.

Sicherheit ist ein Beziehungsge-
füge, das durch militärische Fähig-
keiten geschützt, aber nicht erzeugt
wird. Sie entsteht durch Resilienz,
wirtschaftliche Stabilität, gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, diplo-
matische Netzwerke und interna-
tionale Institutionen. Eine kluge Si-
cherheitsstrategie braucht deshalb
sowohl Verteidigungsfähigkeit als
auchDeeskalationskompetenz.

2.Sicherheit ist immer ein
Verhältnis – nicht ein

Zustand
Es gehört zu den Paradoxienmilitä-
rischer Sicherheit, dass sie niemals
absolut ist. Sicherheit lässt sich nur
relational denken – also im Verhält-
nis zum (potenziellen) Gegner. Wer
rüstet, muss einkalkulieren, dass
der andere nachzieht – und so die
relative Sicherheit am Ende sinkt.
Diese einfache Einsicht wird in der
aktuellenDebatte oft verdrängt.

Wittmann etwa argumentiert,
die Modernisierung der russischen
Streitkräfte zwinge den Westen zur
militärischen Aufrüstungslogik.
Doch er ignoriert, dass Russlands
Streitkräfte sich im Ukrainekrieg
massiv abgenutzt haben. Allein aus
der RüstungsplanungMoskaus eine
strukturelle Bedrohung abzuleiten,
die ihrerseits eineexpansiveAufrüs-
tung im Westen legitimiert, ist eine
Form der Antizipationslogik, die
sich selbst immerweiter antreibt.

Abschreckungdarf nicht zurAuf-
rüstungsspirale werden. Wo jeder
Schritt des einenalsBegründung für
den nächsten Schritt des anderen
dient, entsteht kein stabiles Gleich-
gewicht, sondern ein sich selbst ver-
stärkendes Bedrohungssystem.
Wann beginnt „Stärke“? Wann en-
det sie? Was gilt als glaubwürdig?
Was als zu wenig? Solange diese
Fragen unbeantwortet bleiben, ist
militärische Aufrüstung kein strate-
gisches Konzept, sondern Ausdruck
von Unsicherheit – oder von Politik
ohne Ziel.

Wer Abschreckung ernst nimmt,
muss Kooperation mitdenken.
Ohne Mechanismen der Rüstungs-
kontrolle, TransparenzundDeeska-
lation bleibt jedes Sicherheitsver-
sprechen prekär.

3.Verhandlungen sind keinAkt der Kapitulation
Wittmann unterstellt dem Manifest
eine „blauäugige“ Haltung gegen-
über Wladimir Putin. Doch wer das
Manifest aufmerksam liest, wird er-
kennen: Es geht nicht umVertrauen
in Putin – es geht um Vertrauen in
Diplomatie als zivilisatorisches
Instrument. Die Behauptung, Putin
verstehe nur „die Sprache der
Stärke“, reduziert internationale
Politik auf Machtausübung und
blendet alle anderen Handlungs-
ebenen aus.

Selbst im Kalten Krieg wurdemit
der Sowjetunion verhandelt – unter
Einbeziehung gemeinsamer Inte-
ressen, Rüstungskontrolle, Sicher-

heitsgarantien und kulturellem
Austausch. Wer diese Erfahrungen
heute ignoriert und Verhandlungen
per se delegitimiert, kappt bewusst
politische Lösungswege, die Leben
retten könnten. Diplomatie ist kein
Zeichen der Schwäche – sondern
der politischen Reife.

4.Wer Eskalation vermeiden
will, musswestliche

Auslöser benennen dürfen
Ein Vorwurf Wittmanns lautet, das
Manifest relativiere die russische
Aggression durch Hinweise auf die
Vorgeschichte.

Wer Ursachenanalyse betreibt,
will nicht rechtfertigen, sondern
verstehen – und künftige Eskalatio-
nen verhindern. Die Erwähnung
westlicher Versäumnisse, etwa der
zögerlichen Umsetzung von
Minsk II oder der einseitigen Nato-
Osterweiterung, bedeutet nicht, Pu-
tin „Recht zu geben“. Man muss
realeMachtpolitik undRecht unter-
scheiden. Das bedeutet, die realen
Konfliktdynamiken ernst zu neh-
men, um daraus politische Lehren
zu ziehen.

InderTradition
desKaltenKrieges

Die Kritik vonMilitär KlausWittmann am „Manifest“ einiger SPD-Mitglieder
ruft einenUnterzeichner auf den Plan.Wer Friedenwill, so sein Argument,

müsse überWaffen hinausdenken
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Der russische Einmarsch die Uk-
raine ist ein klarer Bruch von Art. 2
Nr. 4 der Charta der Vereinten Na-
tionen, nämlich dem allgemeinen
Gewaltverbot. Aber Sicherheitspoli-
tik muss sich auch fragen: Was hat
über Jahredazubeigetragen, dass es
überhaupt zu diesem Bruch kam?
Wer diese Fragen tabuisiert, blo-
ckiert jede selbstkritische Strategie-
entwicklung – und läuft Gefahr,
politische Fehler zuwiederholen.

5.Die Fünf-Prozent-Marke
ist eine überzogene und

unsinnige Zielvorgabe
Das neue Fünf-Prozent-Ziel der
Nato plausibel zu begründen, ist ein
schwieriges Unterfangen. Offiziell
beruft man sich auf Nato-interne
Analysen zumkünftigen Fähigkeits-
bedarf – doch diese bleiben geheim.
Also greift Wittmann, wie andere
auch, zu Ersatzargumenten, die
keine militärische Begründung
sind. So bemüht er etwa einen his-
torischen Vergleich und verweist
auf frühere Drei -Prozent-Quoten
zu Zeiten Willy Brandts. Doch die-
ser Vergleich trägt nicht: Damals

standen 16 Nato-Staaten sieben
Staaten des Warschauer Pakts
gegenüber, darunter die Nationale
VolksarmeederDDR–heute sindes
32 Nato-Mitglieder gegen ein deut-
lich kleineres Russland.

Zudem sind die Verteidigungs-
ausgaben der Nato – besonders in
Europa – seit 2014massiv gestiegen.
2024 liegen sie in US-Dollar beim
Elffachen, kaufkraftbereinigt beim
Vierfachen der russischen Ausga-
ben. Allein der Verteidigungsetat
der europäischen Nato-Länder ist
größer als der gesamte russische
Staatshaushalt. Eine weitere Steige-
rung auf fünf Prozent des BIP mar-
kiert keine Korrektur, sondern eine
neue Dimension – in Relation zum
Gegner und zur eigenenWirtschaft.

Sie ist zudem eine unsinnige
Zielvorgabe. Denn wenn nicht die
sicherheitspolitische Lage, sondern
ein abstrakter Prozentsatz den Aus-
schlag gibt, wird Aufrüstung zum
politisch entkoppelten Automatis-
mus – ohne Rücksicht auf Bedarf,
Wirkung und Folgen. Wer in wirt-
schaftlich, sozial und ökologisch
angespannten Zeiten eine derart
einseitige und dauerhafte Verschie-
bung öffentlicher Mittel fordert,
muss sich einer kritischen Debatte
stellen – auch und gerade in der
Haushaltspolitik.

6.Demokratische Debatte
ist kein Sicherheitsrisiko

Wittmann stellt die bloße Existenz
des Manifests als Störfall dar – als
gefährlichen Angriff auf die Ge-
schlossenheit der SPD und als will-
kommenes Futter für politische
Ränder. Diese Lesart verrät ein frag-
würdiges Demokratieverständnis:
Wer innerhalb einer pluralen Partei
friedenspolitische Positionen ver-
tritt, wird nicht zumKomplizen von
Extremisten, sondern trägt zur not-
wendigenDebattenkultur bei.

Gerade zu den Fragen von Frie-
den und Sicherheit brauchen wir
eine öffentliche Debatte, auch im
Bundestag. Es ist nicht gefährlich,
Fragen zu stellen – gefährlich ist es,
wenn niemand Fragen stellt und
wenn Fragen nicht beantwortet
werden.

7. Friedenspolitik bedeutet,
über den Tag hinaus

zu denken
Das Manifest plädiert für ein
Europa, das Sicherheit wieder ko-
operativ denkt. Das heißt nicht auf
Russland zuzugehen, während Ra-
keten auf ukrainische Städte fallen.
Es heißt: Bereitschaft zur strategi-
schen Vision zu entwickeln, wie
Europa nach diesem Krieg ausse-
hen soll. Mit welcher Sicherheits-
architektur. Mit welchen Rüstungs-
kontrollformaten. Mit welchen
Schutzmechanismen für kleinere
Staaten.

Militärische Verteidigungsfähig-
keit und Diplomatie müssen erst
wieder zu zwei Seiten einer Me-
daille zusammengeführt werden.
Wer Sicherheit nur als Frage derAb-
schreckung denkt, wird nie zur
friedlichen Ordnung finden. Wer
aber glaubt, politische Verständi-
gung beginne erst „nach dem Sieg“,
wird auf eine Zukunft warten, die
gegenüber einer Atommacht nie
kommenwird.

8. Mut zur Vernunft – statt
Angst vor Debatte

DieKritik vonKlausWittmann steht
symptomatisch für eine sicherheits-
politische Verengung, die jede ab-
weichende Position als „Realitäts-
verweigerung“ brandmarkt. Dabei
zeigt das SPD-Manifest das Gegen-
teil: Es ist Ausdruck politischer
Mündigkeit, historischer Verant-
wortung und strategischer Weit-
sicht. Wer Frieden will, muss über
Waffen hinausdenken. Wer Verant-
wortung übernehmen will, darf
nicht ausschließlich in militäri-
schenKategorien denken und argu-
mentieren. Und wer sich für Demo-
kratie starkmacht, sollte eine leben-
dige Streitkultur nicht fürchten –
sondern fördern.
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